Kapitel 3
Gleichheit und Ungleichheit. 

Zu  Struktur und Inhalt zweier Grundbegriffe. 

3.1. Gleichheit und die Übergänge von den Unterschieden zu den 

      Ungleichheiten. 
Zur Geschichte der abendländischen Sozialphilosophie gehört die lange Tradition des Naturrechtsdenkens.
 Zum Naturrechtsdenken wiederum gehören verschiedene Spielarten der Vertragstheorie der Vergesellschaftung. Diese arbeiten meist mit der Ausgangsannahme eines fiktiven Naturzustandes, dessen Beschreibung bei den einzelnen Kontrakttheoretikern ganz verschieden ausfallen kann – je nachdem, welches Bild sie vom Wesen (natura) des Menschen zeichnen. Hobbes stellt den Naturzustand bekanntlich als Krieg aller gegen alle dar, weil die an Selbstbehauptung interessierten Einzelnen ihre Vorteile im Kampf auf Leben und Tod durchsetzen wollen. Ihr rationales Interesse an Selbsterhaltung legt es ihnen jedoch nahe, einen Friedensvertrag abzuschließen, um anschließend durch einen Staatsvertrag eine die Antagonismen regulierende Zentralgewalt einzusetzen sowie mit dem Gewaltmonopol auszustatten. Verschiedene Ansätze zeichnen sich überdies durch ein egalitäres Bild des Naturzustandes aus. Deren Autoren setzen voraus, im Naturzustand herrsche eine unmittelbare Gleichheit der Menschen, während andere Theoretiker von einer ursprünglichen Ungleichheit der Menschen ausgehen. So kann nach Hobbes „im reinen Naturzustand, wo alle Menschen gleich sind und über die Berechtigung ihrer eigenen Befürchtungen richten, … eine solche Zwangsgewalt (wie die Staatsgewalt des Monarchen – J.R.) unmöglich angenommen werden.“
 Der Naturzustand ist ein herrschaftsfreier Zustand, was bei Hobbes jedoch Anarchie als Zügellosigkeit und die unvermeidliche Auseinandersetzung rein am ihrem Nutzen orientierter und gewaltbereiter Individuen bedeutet. Andere Naturrechtstheoretiker malen sich viel friedlichere Verhältnisse im Ausgangszustand aus, wobei Gleichheit in der Form des Gemeinbesitzes oder gleicher Eigentumsanteile angenommen wird. 
„All diese Dinge sind von Anfang an von Gott für alle gemeinsam mitten unter die Menschen gestellt worden, so dass sie dem einen nicht mehr gehören als dem anderen.“

Auch Rousseau geht davon aus, dass es im Naturzustand kein Mein und Dein gegeben hat, zudem haben auch die beiden anderen Hauptdimensionen sozialer Ungleichheit: Prestige und Macht nach seiner Auffassung keine Rolle gespielt: 
„Da sie (die Menschen im Naturzustand – J.R.) untereinander keinerlei Verkehr hatten, kannten sie infolgedessen weder Eitelkeit, noch Rücksicht, noch Ansehen, noch Verachtung (Ungleichheitsdimension der Diskriminierung – J.R.). Sie hatten nicht den geringsten Begriff von Dein und Mein, noch irgendeine wirkliche Idee von Gerechtigkeit. Sie betrachteten die Gewalttaten, die sie ertragen konnten, als ein leicht zu behebendes Übel und nicht als eine Beleidigung, die man rächen muss. Sie dachten selbst nicht an Rache, wenn nicht vielleicht unwillkürlich und auf der Stelle, wie etwa ein Hund den Stein beißt, den man nach ihm wirft. Ihre Streitigkeiten hätten selten blutige Folgen gehabt, wenn sie keinen das Gefühl heftiger erregenden Streitgegenstand als die Weide gehabt hätten.“

Kurzum: Der Einfluss von sozialer Ungleichheit ist nach Rousseau im Naturzustand „fast gleich null.“
 
Sieht man von den Inhalten des jeweiligen Menschenbildes ab, das die inhaltlichen Annahmen über den fiktiven Naturzustand der Menschheit entscheidend prägt, dann ist es formal logisch betrachtet völlig stimmig, bei der Frage nach dem Ursprung der Ungleichheit unter den Menschen mit einem Modell zu beginnen, in dem weder negative Eigentumsbestimmungen (vgl. Tableau II), noch Missachtung sowie Repression durch Macht und Herrschaft auftauchen. Durch dieses Vorgehen wird das Explanandum nicht schon im Explanans vorausgesetzt. Und genau auf diese konsequente Weise ist ja schon Turgot vorgegangen, wenn er seine „Betrachtungen“ mit der bewusst kontrafaktischen Annahme beginnt, „Grund und Boden wären unter die Bewohner eines Landes genau verteilt.“ Unter dieser Voraussetzung will er die Entstehung sozialer Klassen erklären.
 „Genau verteilt“ heißt an dieser Stelle genau gleich verteilt. Dem einen gehört nicht mehr als dem anderen.
Andere Vertreter der politischen Philosophie gehen stattdessen von einer ursprünglichen Ungleichheit unter den Menschen aus. So zum Beispiel Aristoteles bei seiner Beschreibung des Verhältnisses von Herr und Knecht an einer oft kritisierten Stelle seiner Schrift über die „Politik“: 

„Der Mensch, der seiner Natur nach nicht sich selbst, sondern einem anderen gehört, ist von Natur aus ein Sklave; einem anderen Menschen gehört, wer als Mensch ein Besitzstück ist, das heißt ein für sich bestehendes, dem Handeln dienendes Werkzeug.“

Noch drastischer fällt die Parteinahme für den politisch ungleichen status quo bei Sir John Filmer (gest. 1653) aus, gegen den John Locke seinen ersten Traktat über die Regierung richtet.
 Filmer verbreitet eine den Interessen absolutistischer Herrschaft bequeme Lehre von der „adamitischen Schenkung“: Gott hat Adam als ersten Menschen und Stammvater der gesamten Menschheit geschaffen. Er hat ihm zudem die Erde geschenkt, auf dass er sie sich untertan mache. Es sei überdies von Gott gegebenes Recht, ein divines Naturrecht also, das Adam erlaubt, die uneingeschränkte patriarchische Herrschaft über seine Nachkommen auszuüben. Adam war also der erste Monarch und davon leite sich jede monarchische Souveränität nach den Prinzipien der Erbfolge ab. Locke hat die tollkühne Logik dieses „Arguments“ in allen Einzelheiten zerpflückt. Es zeigt sich klar und deutlich: Naturrechtsdenken ist nicht gleich egalitärem Denken, wohl aber stellt die Diskussion über „Gleichheit“ – in wechselnden historischen Bezügen und Ausformungen versteht sich – ein durchgängiges Thema der abendländischen Sozialphilosophie dar. Von daher verwundert es nicht, dass der Nachhall dieser Tradition auch in unserer Gegenwart, etwa bei der Diskussion über Menschenrechte oder Grundnormen der Verfassung – nicht nur bei Autoren wie John Rawls
 − deutlich zu vernehmen ist. Genau so deutlich zu vernehmen ist aber auch der Nachhall von inhaltlichen und logischen Problemen, die mit dem Naturrechts- und vertragstheoretischen Denken seit jeher verbunden sind. Das gilt ganz nachdrücklich auch für das Konzept der ursprünglichen Gleichheit unter den Menschen, das in den egalitären Darstellungen des Naturzustandes auftaucht. So empfiehlt es sich nach meiner Meinung sowohl bei der Lektüre der klassischen Texte als auch bei gar manchen aktuellen Theorien sozialer Ungleichheit, einigen elementaren Unterscheidungen Rechnung zu tragen. Nicht nur aufgrund der neuzeitlichen Diskussion über die Problematik von Werturteilen in den Wissenschaften macht es beispielsweise guten Sinn, (a) einen deskriptiven von einem (b) normativen Begriff der Gleichheit zu unterscheiden, die in zahlreichen Darstellungen des Naturzustandes oftmals verwoben werden. 
1. Problem: Die Unterscheidung zwischen deskriptivem und  

normativem Gleichheitsbegriff.
Ad (a): Der deskriptive Begriff der Gleichheit bezieht sich auf Merkmale, worin Menschen tatsächlich übereinstimmen. Es geht um Eigenschaften, die bei ihnen faktisch identisch sind. Der Gegenbegriff dazu ist natürlich „Unterschied“. Menschen unterscheiden sich nicht nur in zahllosen Hinsichten, sondern es gilt zudem, dass kein Individuum mit irgendeinem anderen Individuum in allen denkbaren Hinsichten gleich sein kann. Anderenfalls wären sie völlig identisch und damit eins. Nicht alle zwischen den Menschen bestehende Unterschiede sind oder werden sozial relevant. „Sozial relevant“ lässt sich ganz allgemein so verstehen, dass es eine (wie immer auch kleine oder große) Gruppe von Menschen gibt, deren Denken und Handeln sich an bestimmten Merkmalen anderer Personen ausrichtet. Die Akteure können sich dabei an Attributen orientieren, in denen sie mit anderen übereinstimmen und/oder an Eigenschaften, worin sie sich voneinander abheben. Es ist jedoch vergleichsweise selten, dass sich Mitmenschen bei ihrer Beziehung zu bedeutsamen Anderen beispielsweise am Neigungswinkel der Ohren orientieren. Diese aerodynamisch womöglich wichtige Eigenschaft erweist sich bei intensiver Nachforschung als ausgesprochen sozial irrelevant. Bei Merkmalen wie vor allem Geschlecht, Hautfarbe oder ethnische Herkunft sieht das bekanntlich ganz anders aus. Doch selbst in diesem Falle kann man sich rein logisch denken, dass es in der Gesellschaft harmlose und unproblematische Fälle der Orientierung an diesen Merkmalen gibt. Angesichts der Hautfarbe weiß man in groben Zügen, aus welcher Region bestimmte Personen oder ihre Vorfahren stammen. Diese Feststellung ist an sich harmlos. Wie gesagt: Dass eine Merkmalsübereinstimmung oder ein Merkmalsunterschied sozial relevant wird, bedeutet nicht mit logischer oder empirischer Zwangsläufigkeit, dass diese Bestimmungen zwangsläufig ungleichheitsrelevant sind, also notwendigerweise zum Aufhänger für Diskriminierungen werden müssten – was aber bei Geschlecht, Hautfarbe und ethnischer Herkunft empirisch leider durchgängig der Fall ist. Der deskriptive Begriff der Gleichheit bezieht sich demnach auf sozial relevante Merkmale, worin alle Menschen oder bestimmte Gruppen von Menschen faktisch übereinstimmen – alle in der Sterblichkeit, bestimmte unter ihnen in der Altersklasse, im Geschlecht usf. 
Ad (b): Es sei zunächst nochmals an die Trivialität erinnert, dass Menschen immer nur in bestimmten Hinsichten als gleich angesehen, bewertet und behandelt werden können. Gleichheit als Gebot kann sich also nur auf ganz bestimmte Eigenschaften von Individuen beziehen. Außerdem weisen zahlreiche andere Hinsichten, in denen die Menschen gleich oder verschieden sind, keine normative Relevanz auf. Niemand oder keine gesellschaftliche Sitte fordert, dass alle Welt den Rotwein dem Weißwein vorzuziehen habe. Das ist eine Geschmackssache. Und dass Ohren den gleichen Neigungswinkel von 45 Grad haben müssten, hat meines Wissens noch kein Aerodynamiker jemals energisch eingefordert! Der normative Begriff der Gleichheit grenzt also eine Teilmenge aus der Menge der sozial relevanten Übereinstimmungen ab. Allen Menschen oder sämtlichen Mitgliedern einer Gruppe von Menschen werden Merkmale zuerkannt, die positiv bewertet sind und/oder ihnen zukommen sollten. Jeder soll die gleichen Anteile am Kuchen bekommen, jeder die gleichen Rechte unabhängig von Merkmalen wie Geschlecht, Hautfarbe oder ethnischer  Herkunft genießen können, jeder gleiche Startchancen vorfinden, gleiche Leistungen sollen gleich bezahlt werden, die Gruppe der tatsächlich Leistungsschwächeren erhält jedoch weniger Lohn usf. Insoweit ethische, rechtliche und politische Normen im Begriff der „Gleichheit“ aufgehoben sind, entscheiden sie darüber, welche sozial relevanten Unterschiede als Ausdruck einer Ungleichheit anzusehen sind, die abgeschafft oder wenigstens vermindert werden soll. Der Begriff der „Ungleichheit“ bezieht sich mithin auf sozial relevante Unterschiede, die verurteilt und bekämpft werden, weil sie im Gegensatz zu jenen normativen Kriterien stehen, welche in der Idee der „Gleichheit“ aufgehoben sind. Wer „Ungleichheitsforschung“ betreibt, kann sich von diesen normativen Kriterien nicht einfach lösen. Zwar stellt es eine wertfreie und empirische Fragestellung dar, welche psychodynamischen Mechanismen dazu führen, dass beispielsweise Unterschiede in der Hautfarbe zum Aufhänger für Rassenhass werden oder sich die Fremdenfeindlichkeit an der ethnischen Herkunft festmacht. Um empirische Tatsachenforschung geht es auch dann, wenn wissenschaftliche Beobachter untersuchen, anhand welcher normativen Kriterien die Akteure in der gesellschaftlichen Wirklichkeit selbst bestimmte sozial relevante Unterschiede als soziale Ungleichheiten deuten und behandeln. Max Webers Argument ist in dieser Hinsicht unantastbar: Man muss die Normen nicht teilen, die man studiert. Aber zugleich gilt auch das andere gute alte Argument: Wer nicht selbst über ein normatives Konzept von abzuschaffender Ungleichheit verfügt (es sei denn, er beharre stattdessen auf von Gott oder vom Markt oder von sonst einer überweltlichen Instanz gestifteten und legitimierten Erscheinungsformen sozialer Ungleichheit), kann sich wohl kaum anschlussfähige Gedanken über die konkrete Erfahrung sozialer Ungleichheit durch die Akteure in der gesellschaftlichen Wirklichkeit machen.   
2. Problem: Die Komplexität der einfachen Gleichheit.

Auf die Frage, was nun konkret, inhaltlich erreicht werden soll, wenn „Gleichheit“ eingefordert wird, scheint es eine einfache und weit verbreitete Antwort zu geben: Na, jede(r) soll von dem begehrten Gut genau den gleichen Anteil erhalten, unter vergleichbaren Rahmenbedingungen die exakt gleichen Vorteile genießen oder Belastungen ertragen. Die Torte vom Dienst auf der Kinderparty wird – wenn es gerecht zugehen soll – nicht nach der Phonstärke der Anspruchsanmeldungen, sondern zu genau gleichen Teilen aufgeteilt. Tortengleichheit wird von Michael Walzer „einfache Gleichheit“ und von Douglas Rae „einfache individuenbezogene Gleichheit“ genannt.
 Die Bezugsgruppe von einfacher Gleichheit kann alle Menschen umfassen oder eine bestimmte, wie immer auch umfangreiche Gruppe von Menschen bedeuten. Im letzteren Fall hat eine einheitliche Kategorie von Menschen und jede einzelne Person, die dazu gehört, genau die gleichen Rechte und Pflichten wie eine jede andere, genießt eine jede Person genau die gleichen Vorteile oder erträgt genau die gleichen Belastungen wie jede andere. Das syntaktische Grundmuster der einfachen Gleichheit ist das Pro-Kopf-Prinzip der exakten arithmetischen Gleichverteilung. Wenn – wie bei der Menschenrechtsdiskussion – alle Menschen in die Kategorie der gleich zu behandelnden Personen fallen, spricht Rae von „einschließender Gleichheit“, wenn nur eine bestimmte, von anderen unterschiedene Kategorie von Menschen die arithmetische Gleichbehandlung erfahren soll, dann handelt es sich um „ausschließende Gleichheit“. Es erscheint uns beispielsweise nicht als eine Verletzung des Gleichheitsgebots, wenn Bedürftige den gleichen Zuschuss erhalten, den jedoch Reiche nicht empfangen sollten. Verfolgen Sie einfach mal die gegenwärtige Diskussion um die Gesundheitsreform. Je mannigfaltiger, differenzierter und womöglich gegensätzlicher die Merkmale sind, welche die Zugehörigkeit zu einer Kategorie von Menschen festlegen, welche in einer bestimmten (unter vielfältig denkbaren anderen!) Hinsichten völlige Gleichbehandlung erfahren sollen, desto komplexer fällt schon die einfache Gleichheit aus. Das Gleichheitsproblem verschärft sich zudem noch dadurch, dass Gesellschaften Vorteile und Nachteile als legitim akzeptieren, weil sie „verdient“ sind. Dieser Grundgedanke findet sich schon in Aristoteles` Lehre von der Würdigkeit (axia) einer Person. Es wird heutzutage beispielsweise nicht als Unrecht empfunden, wenn jemand aufgrund ausgewiesener Fähigkeiten ein höheres Ansehen als andere genießt. Die Einflusschancen aufgrund von Sachautorität sind nicht einfach im gleichen Topf zu verkochen wie die Machtphantasien des autoritären Charakters. 
3. Problem: Erscheinungsformen komplexer Gleichheit.
Noch undurchdringlicher wird das Dickicht der Gleichheitsdiskussion unter Berücksichtigung von Bestimmungen der komplexen Gleichheit. M. Walzer versteht unter „komplexer Gleichheit“ eine Situation, in der die bestehenden Einflusschancen einer Person im einen Lebensbereich keine Privilegien in anderen gesellschaftlichen Sphären eröffnen.

„So kann Bürger X Bürger Y bei der Besetzung eines politischen Amts vorgezogen werden mit dem Effekt, dass die beiden in der Sphäre der Politik nicht gleich sind (nach Kriterien der einfachen Gleichheit – J.R.). Doch werden sie generell solange nicht ungleich sein, wie das Amt von X diesem keine Vorteile über Y in anderen Bereichen verschafft, also etwa eine bessere medizinische Versorgung, Zugang zu besseren Schulen für seine Kinder, größere unternehmerische Chancen us.“
 
Douglas Rae fasst die komplexe Gleichheit in zwei Kategorien zusammen:

1.) Die segmentale Gleichheit:  In diesem Fall wird eine Menge von Individuen anhand bestimmter Merkmale in Teilmengen untergegliedert. Die Gruppe der Staatsbürger eines Landes wird bei Parlamentswahlen beispielsweise in die Gruppe der Wahlberechtigten und Nicht-Wahlberechtigten eingeteilt. Die Stimmberechtigten können alle gleichermaßen eine Stimme (nach den Prinzipien der Tortengleichheit) abgeben. Das Gebot der Gleichbehandlung, Gleichbeteiligung und/oder Gleichverteilung gilt also nur für die Mitglieder einer Teilmenge der Gesamtpopulation. Zwischen den einzelnen Segmenten bestehen Unterschiede, die zu Ungleichheiten zugespitzt sein können. 
2.) Die blockbezogene Gleichheit: Sowohl bei der einfachen Gleichheit als auch bei der segmentalen stellen einzelne Personen den Bezugspunkt für Ansprüche und Zuteilungen dar. Bestimmte Personen mit bestimmten Eigenschaften sollen gleich behandelt werden. Bei der blockbezogenen Gleichheit richten sich Gleichheitsforderungen und Gleichheitsmaßnahmen an Kategorien en bloc – innerhalb der Kategorien können hingegen Unterschiede und Ungleichheiten bestehen. Die Gleichheit muss nur zwischen den einzelnen Blöcken herrschen. Ein Beispiel dafür liefert die Diskussion über die Löhne für Frauenarbeit. Frauen werden bei gleicher Leistung gegenüber Männern bei der Bezahlung meistens benachteiligt. Das Gebot der Gleichstellung bezieht sich auf die beiden Blöcke „Frauen“ und „Männer“, ohne dass damit im allgemeinen die Forderung einhergeht, die Personen innerhalb der beiden Blöcke unabhängig von ihrer Leistung völlig gleich zu entlohnen. 
Sowohl bei der einfachen, als auch bei der segmentalen und blockbezogenen Gleichheit ist jeweils auszumachen, wann und warum Differenzierungen und Hierarchisierungen Ausdruck sozial relevanter und als legitim anerkannter Unterschiede anzusehen sind, wann und warum als Ausdruck sozialer Ungleichheit. Und wenn diese Differenz festgestellt sein sollte, werden die Gegebenheiten dadurch noch komplizierter, dass die Legitimität von Unterschieden vom Aktorstandpunkt aus betrachtet anders aussehen kann als vom Beobachterstandpunkt aus. Der Beobachter kann behaupten, dass das, was – wie im Falle der Unterschiede der Bezahlung aufgrund des Geschlechts – von manchen Beteiligten als ein „legitimer“ Unterschied verteidigt wird, in Wahrheit doch eine soziale Ungleichheit darstellt. Dann allerdings muss der Beobachter erneut Maßstäbe reklamieren, die empirisch geltenden Regeln, Normen und Kriterien so übergeordnet sind wie das Naturrecht dem positiven Recht. 
Angesichts dieser kleinen Auswahl aus den Komplexitäten von „Gleichheit“ als Norm kann man einen pessimistische klingen Befund von Michael Walzer ein Stück weit nachvollziehen: „Gleichheit, wörtlich verstanden, ist ein Ideal, das seinen Verrat vorprogrammiert.“

4. Problem: Zur syntaktischen  Struktur des Verhältnisses von „Gleichheit“, 
                        „Unterschied“ und „Ungleichheit“.

Damit alles nicht so einfach wie bei der einfachen Gleichheit klingt, müsste man im Grunde noch die Syntax der Verhältnisbestimmung von „Gleichheit“, „Unterschied“, „Gegensatz“ und „Ungleichheit“ analysieren. Die einfachsten logischen Voraussetzungen dieser Verhältnisbestimmung kann man vorab elementaren Sätzen der klassischen Logik entnehmen. Hegel bezeichnet sie als „Reflexionsbestimmungen“, weil sie in die Wesenslogik gehören und wie beim Verhältnis des „selbständigen zum unselbständigen Bewusstsein“ eine Beziehung auf sich durch Beziehung auf Anderes ausdrücken. Dabei gilt eine Seite als wesentlich (Herr), die andere, die Erscheinung, als unwesentlich (Knecht), wobei jedoch nach einer berühmten Feststellung Hegels die Erscheinung dem Wesen wesentlich ist! Deswegen nennt er die Erscheinung auch „wesentliche Unwesentlichkeit.“
 Die Reflexionsbestimmungen gelten nicht nur in der klassischen Logik von Aristoteles bis zu Kant und Hegel als Grundgesetze der Logik, als Axiome.
 Zur Erinnerung an diese bekannten Informationen bleibe ich bei einer ihrer Zusammenfassungen in der „logischen Propädeutik“ Hegels aus seiner Zeit als Rektor des humanistischen Ägidiengymnasiums in Nürnberg (ab 1808).
 „Gleichheit“ bedeutet in der logischen Elementarform Sichselbstgleichheit im Sinne des logischen Prinzips der Identität. „Der einfache Satz ist der Satz der Identität, a = a.“
 Jeder Einzelsachverhalt ist mit sich selbst gleich. Dieser Satz der „unterschiedslosen Sichselbstgleichheit“ (Hegel) ist absolut stichhaltig und stellt zugleich eine informationsarme Tautologie dar. Allerdings hat diese scheinbare Selbstverständlichkeit auch ihre Tücken: Wenn man die unmittelbare Sichselbstgleichheit klarmachen will, muss man A zweimal nennen (A=A) und damit Unterschied in die Identität selbst hineintragen.
 In eine negative Form gebracht, wandelt sich der Satz der Identität zum „Satz des Widerspruchs“: „A kann nicht zugleich A und Nicht-A sein.“
 Da sieht man noch deutlicher wie die Negativität der Positivität innewohnt. 
Eine weitere (logische) Bedeutung von Gleichheit zielt auf die Merkmalsübereinstimmung verschiedener Sachverhalte. A ist in bestimmten Hinsichten mit B gleich, sie können jedoch nicht identisch sein. Ein Beobachter stellt fest, dass die Mitglieder einer bestimmten Gruppe tatsächlich die gleichen Rechte genießen oder er fordert, dass sie die gleichen Rechte genießen sollten. Damit werden aber zugleich Unterschiede zwischen den Einzelheiten vorausgesetzt; die einzelnen Sachverhalte sind nur in bestimmten Hinsichten gleich, was sich konkret allein auf der Kontrastfolie zahlloser Verschiedenheiten feststellen lässt – und ungekehrt. Dass A und B nicht identisch sein können, drückt der „Satz der gleichgültigen Verschiedenheit“ aus. Er besagt, „dass es nicht zwei Dinge gebe, welche einander vollkommen gleich sind.“

Eine weitere klassische Reflexionsbestimmung liefert der „Satz der Entgegensetzung“. Er lautet: „a ist entweder b oder –b, Positivität und Negativität.“
 Oftmals werden konträre von kontradiktorischen Gegensätzen unterschieden. Bei konträren Gegensätzen gibt es zwei Begriffe oder Urteile, zwischen denen jedoch mindestens noch ein dritter Standpunkt bzw. eine Reihe abgestufter Bestimmungen möglich ist. Der Schwarz-Weiß-Maler wählt Grautöne. Bei kontradiktorischen Gegensätzen kommt „von den entgegengesetzten Prädikaten nur das eine zu, es gibt kein Drittes zwischen ihnen.“
 Hopp oder Topp – tertium non datur. Einiges, so der § 165 seiner „Enzyklopädie“, deutet darauf hin, dass Hegel konträre Gegensätze eher der Psychologie als der Logik zurechnen wollte. Für seine Dialektik sind jedenfalls die strikten (kontradiktorischen) Gegensätze ausschlaggebend. 

Der Satz vom Grund schließlich gehört zur berühmten Hegelschen Gedankenfigur der „Aufhebung“, denn den „Grund“ versteht er als eine höhere Bestimmung, in der „die entgegengesetzten Bestimmungen aufgehoben sind …“
 

Für den Übergang von „Gleichheit“, „Unterschied“ und „Gegensatz“ zu „Ungleichheit“ ist nach meiner Auffassung im Anschluss an „Herr und Knecht“ eine Unterscheidung zwischen produktiven und destruktiven Gegensätzen äußerst wichtig. Auch der Begriff „Gegensatz“ enthält die Positivität und die Negativität gleichzeitig in sich. Der Kampf auf Leben und Tod bedeutet die Extremform eines destruktiven Gegensatzes. Die Repression, die in Herrschaft steckt, eine andere. Auf der anderen Seite begünstigt die Tätigkeit des Knechtes in Hegels Parabel insofern ein produktives Verhältnis zur Natur, als sich der Knecht dadurch ein Stück weit aus der Unselbständigkeit herausarbeitet. „Aufgehoben“ im Sinne von „negiert“ werden die destruktiven Gegensätze, „aufgehoben“ im Sinne von „bewahrt“ werden die Ergebnisse produktiver Gegensätze. Das telos produktiver Gegensätze ist die Idee der reinen Anerkennung. Sie entscheidet nach meinem Verständnis darüber, wann sozial relevante Unterschiede als soziale Ungleichheiten einzuschätzen und zu verwerfen sind – sowohl vom Beobachter- als auch vom Aktorstandpunkt aus.   
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3.2. Anerkennungsethik als Prinzip der Ungleichheitskritik. 
Welchen Typenbegriff man auch immer für die gegenwärtigen gesellschaftlichen Verhältnisse bevorzugt, ob „Postmoderne“, „Postfordismus“, „Wissensgesellschaft“ oder doch noch „Kapitalismus“, dass die Arbeitskraft ihren Warencharakter behalten, zugleich aber völlig neue historische Formbestimmungen angenommen hat, das ist unstrittig. Der Knecht aus Hegels Parabel über „Herr und Knecht“, diese Binsenweisheit sei hier tollkühn gewagt, ist heute nicht mehr Diener des Feudalherrn oder Dienstbote im Adelshaushalt, auch nicht proletarischer Handarbeiter, sondern ein Dienstleister in der westlichen, häufig als „postmodern“ ausgemalten Gesellschaft. „Die Wissensgesellschaft, unsere nicht mehr ganz so gloriose Zukunft, hat eine neue Klasse von Dienern hergebracht“, wozu beispielsweise die vielen Lebenshelfer und Berater gehören.
 Der Herr ist im Kern Kapitalherr geblieben, obwohl „postmodern“ sich bei einer Reihe von Autoren wie „postkapitalistisch“ anhört oder – nach dem Abklingen der postmodernen intellektuellen Mode im Zuge der neuen Wirtschaftskrise – angehört hat. Dass die sog. „Kommodifizierung“ der Lebensverhältnisse nicht nur als „Globalisierung“ immer noch voranschreitet, ist ebenso evident wie die ständige Veräußerung unveräußerlicher Güter. Unter „unveräußerlichen Gütern“ hat die klassische Sozialphilosophie des Abendlandes Güter verstanden, die nicht zu Markte getragen werden können und sollten.
 Frauenhandel, Migrantenhandel, Kinderhandel, Organhandel etc. gelten in der Gegenwart weiterhin als Beispiele für die Entwürdigung von Subjekten durch Vermarktung, also für die Verkehrung der an sich unveräußerlichen Menschwürde in die Preisform. Mit der Veräußerlichung des Unveräußerlichen offenbart sich Repression. Doch in welcher Spannbreite sich die Ansichten vom „Unveräußerlichen“ bewegen können, möge die Konfrontation folgender beider Zitate anzeigen:
„Unveräußerlich sind diejenigen Güter, die nicht so sehr mein Besitz oder mein Eigentum sind, als sie vielmehr meine eigenste Person ausmachen oder in meinem Wesen enthalten sind, als Freiheit des Willens, Sittlichkeit, Religion usf.“

National- oder internationalökonomisch hört sich das ganz anders an: 
„Unveräußerliche Güter haben keinen Wert und keine Funktion. Sie bestehen häufig als Sonderabfall und verursachen daher nur Kosten. Sie können nicht in technische oder biologische Kreisläufe zurückgeführt oder ohne Umweltrisiken gelagert werden. In der freien Marktwirtschaft besteht für diese Güter keine Nachfrage, sie sind unerwünscht.“

Ich erlaube mir die Vermutung, dass die Urheber der letzten Notiz über wenige Erinnerungen an die klassische Bedeutung von „unveräußerlichen Gütern“ oder gar an die Kantische Unterscheidung von „Würde und Preis“ verfügen. Trotzdem ist die zweite Äußerung dem gegenwärtigen Zeitgeist durchaus angemessen. Denn der säkulare Trend zur „Universalisierung der Warenform“ durchdringt in der Tat die letzten Fasern des Denkens und Handels. Es kann von daher gar nicht mehr das praktische Ziel sein, die Kolonialisierung des unberührbaren Sektors der unveräußerlichen Güter in der Form seiner „Kommodifizierung“ zu verteidigen, sondern nur sich der tagtäglich stattfinden Veräußerung unveräußerlicher Güter entgegen zu stemmen – vielleicht wie weiland Don Quichotte. So merkwürdig dies auch klingen mag, dieses ziemlich aussichtsarme Unterfangen liefert für mich den entscheidenden Grund dafür, die Diskussion über soziale Ungleichheit ausgerechnet in der alten Hegelschen Parabel über „Herr und Knecht“ zu verankern. Denn dort sehe ich gute Möglichkeiten, „Ungleichheit“ nicht – wie üblich – primär im Bezugssystem der  disproportionalen Verteilung von Waren zu kritisieren. Gewiss, angesichts der Allgegenwart der Warenform von Gütern und Lebensäußerungen macht es selbstverständlich sehr guten Sinn, „Ungleichheit“ als Problem der ungerechten Verteilung von Gütern auf Märkten anzusehen. Doch das Kapitel über „Herr und Knecht“ bei Hegel steckt nach meiner Auffassung nicht nur einen allgemeineren Rahmen für die Ungleichheitsdiskussion ab, sondern bettet darin auch normative Prinzipien ein, die politische Ideen wie „Gleichheit“ nicht ausschließlich an das Problem der Aufteilung von Gütern und Diensten, also nicht bloß an die zweifellos dominierende Warenwelt koppeln. In diese Richtung gehende Grundannahmen einer sehr allgemein gefassten Ungleichheitsanalyse, so lautet die These, lassen sich dem scheinbaren Umweg über die alte Parabel entnehmen: 
(a) „Repression“ – nicht allein die schiefe „Güterverteilung“ – stellt den Fokus der Kritik an sozialer Ungleichheit dar. Unter „Repression“ ist jedwede Form der Unterdrückung des freien Willens der Individuen zu verstehen. 
(b) Als die äußerste Form der Repression ist die gewaltsame Unterdrückung des freien Willens – bei Hegel also der „Kampf auf Leben und Tod“ – anzusehen. 
(c) Organisierte Repression offenbart sich nicht nur in einem Willen zur Macht, welcher sich ganz bestimmten Gruppen zurechnen lässt, sondern sie kann auch als „institutioneller Zwang“ in Strukturen und Prozesse der historischen Gesellschaftsformation gleichsam eingebaut sein und Ungleichheiten bewirken und/oder stützen. 
(d) Das Problem einer kritikwürdigen Ungleichverteilung von Gütern und Diensten ist und bleibt natürlich ein basales gesellschaftliches Problem. Es wurzelt in all jenen Mechanismen, welche es den Herren erlauben, die Surplusarbeit(szeit) der Knechte zu erzwingen und das Surplusprodukt zu appropriieren. Verteilung hat immer auch etwas mit Appropriation zu tun! Es gibt zudem den schwer zu leugnenden Sachverhalt, dass die zu verteilenden Güter und Dienste (der „gesellschaftliche Reichtum“) irgendwo und irgendwie hergestellt oder geleistet werden müssen. Produktion und Distribution sind Phasen eines jeden historischen Produktionsprozesses. Da selbst große Koalitionen „der Wirtschaft“ eine Schlüsselrolle zuerkennen, bekommt es die Ungleichheitsforschung und -kritik besonders nachdrücklich mit der „ökonomischen Basis“ der Gesellschaft zu tun.   

(e) Folgt man jedoch Rousseau (Kapitel 1), so kommen zum „Reichtum“ noch „Ehre (Ansehen)“ und „Macht“ als Hauptachsen der Ungleichheitsanalyse hinzu. Kritikwürdige Ungleichheit äußert sich – auf den drei Rousseauschen Hauptdimensionen abgetragen – als „unverdientes Privileg“, „Diskriminierung“ und „Zwang“. (Man kann „Repression“ allgemeiner lesen als den Begriff des Zwanges. „Repression“ meint eine jede Erscheinungsform der Unterdrückung des freien Willens. „Zwang“, mit einer engeren Bedeutung gelesen,  versteht sich als machtgestützte Gestaltung sozialer Verhältnisse so, dass sie den Herren bequem sind oder bleiben, mithin als repressive politische Macht. Es gibt aber auch den „stummen Zwang der Verhältnisse“ im Sinne von Marx, welcher verschiedene Formen der Repression unterstützt). 
(f) Sieht man das Verhältnis von Produktion, Aneignung und Appropriation tatsächlich als eine Dimension der „ökonomischen Basis der Gesellschaft“ an, dann stellt sich für Ungleichheitstheorien weiterhin das Basis-Überbau-Problem als Problem einer empirisch und logisch angemessenen Verhältnisbestimmung von Reichtum, Ehre und Macht bzw. von appropriiertem Besitz, Diskriminierung und politischem Zwang.
(g) Den Gegenpol zu Repression im Allgemeinen stellt die Idee der reinen Anerkennung dar. Sie liefert – paradigmatisch in Hegels Parabel – überhaupt erst die Maßstäbe, um Unterschiede von Ungleichheit unterscheiden und Kritik an sozialer Ungleichheit als Erscheinungsformen der Übermacht der Herren über die Mägde und Knechte üben zu können. Wie nah oder fern die tatsächliche gesellschaftliche Praxis dieser Idee ist, das stellt eine Frage der Empirie dar. Eine etwaige Annäherung an das normative Ideal, die Idee der reinen Anerkennung, wird durch kein historisches Gesetz der Emanzipation des Knechtes garantiert. Der Rückfall in die Barbarei des „Kampfes auf Leben und Tod“ ist jederzeit wahrnehmbar und vorstellbar. 
Die Idee der reinen Anerkennung als „Prinzip der praktischen Philosophie“ (Siep) taucht im Verlauf der Geschichte in verschiedenen Varianten auf. Sie wurde und wird diskutiert, verändert, präzisiert und aktualisiert. Ihr logischer Status und die Möglichkeiten ihrer Begründung sind weiterhin Gegenstand von Kontroversen. Nach außen hin werden diese Kontroversen nicht zuletzt in der Form von Auseinandersetzungen mit der schärfsten Gegenposition, mit der des Utilitarismus geführt, den die liberale und neo-liberale Sozialphilosophie der Neuzeit zwar in eine charakteristische historische Form gebracht, aber gewiss nicht erfunden hat. Denn zum Beispiel Marcus Tullius Cicero ging schon im Einklang mit der Philosophie der Stoa davon aus, „dass niemals der Nutzen mit der Ehrenhaftigkeit (honestas) sich messen kann.“
 Im lateinischen Wort „honestas“ (Ehrenhaftigkeit) verschränken sich auf eine charakteristische Weise kulturelle Normierungen der Adelsehre als Erscheinungsform sozialer Ungleichheit mit der Idee einer anzuerkennenden Würde der Person, einer Menschenwürde, die nicht ein- oder auszupreisen ist.
 Auch die Auseinandersetzungen über die Freiheitsantinomie, das Verhältnis von Determinismus und freien Willen, reichen weit in die Geschichte der Sozialphilosophie zurück. Andererseits ist es klar, dass die Willensfreiheit des selbständigen Individuums ein, wenn nicht das Schlüsselmotiv der praktischen Philosophie der Neuzeit darstellt. Nachdrücklicher als je zuvor wird der Akzent auf eine These gesetzt, die Kant so formuliert hat: „Autonomie ist … der Grund der Würde der menschlichen und jeder vernünftigen Natur.“
 Daher sind auch für Hegel der Wille der „Boden des Rechts“ und die Freiheit „seine Substanz und Bestimmung“.
 Dem entspricht im Kapitel über „Herr und Knecht“ die Kategorie der „Selbständigkeit“. Sie bildet dort den inhaltlichen Kern der Idee der reinen Anerkennung, deren neuzeitliche Fassung ja mit jener Formel des kategorischen Imperativs von Kant vorliegt, welche die Behandlung des (der) Anderen immer auch als Zweck an sich selbst gebietet. „Selbständigkeit“ und „Unselbstständigkeit“ des Denkens und Handelns haben ihren Grund im freien Willen des seiner selbst bewussten Subjekts. Im Rahmen der Dyade von Herr und Knecht wird „Anerkennung“ als ein Verhältnis freier Willensäußerungen der Individuen von der Art beschrieben, dass die einzelnen Würde wechselseitig bestätigen und nicht zu einer Preisfrage verdinglichen. 

Kürzer und klarer als Hegel im § 27 seiner Rechtsphilosophie von 1821 kann man die Grundstruktur von Anerkennungsverhältnissen zwischen Einzelpersonen (also von „Anerkennung“ im Kontext von Interaktionen) nicht beschreiben: „Anerkennung“ als „abstrakte(r) Begriff“, als Vorbegriff der „Idee des Willens“ ist „überhaupt der freie Wille, der den freien Willen will.“ Die Fundierung von Recht und Moral in einem sich selbst wollenden Willen setzt nach meinem Deutungsvorschlag keinen „objektiven Geist“ in der Erscheinungsform eines selbstbezüglichen und voluntaristischen Übersubjekts voraus, sondern meint die fördernde und unterstützende Beziehung autonomer Subjekte auf die Autonomie aller anderen Subjekte. „Anerkennung – so habe ich schon gesagt – beschränkt sich nicht auf den Bereich der Interaktion. Sie umfasst zudem autonomiefördernde Haltungen und Gesinnungen des Einzelnen sowie autonomiefördernde gesellschaftliche Existenzbedingungen der Einzelnen. Das Konzept der „Anerkennung an und für sich“, das in den späteren Schriften Hegels auf die Parabel über „Herr und Knecht“ beschränkt scheint, ist in Wahrheit fest mit der im § 260 der „Rechtsphilosophie“ beschriebenen Idee der „konkreten Freiheit“ oder – wie er viel häufiger sagt – „substantieller Sittlichkeit“ verwoben.
 Aber auch mit Gleichheit. Denn als Gebot formuliert, fordert „Anerkennung“ von jedem einzelnen Subjekt gleichermaßen, jedes andere Subjekt als Träger eines autonomen Willens gleichermaßen zu achten. 
Die Idee der reinen Anerkennung – so sollte deutlich geworden sein – weist keinen „übergeschichtlichen“ Status auf. Sie ist weder unkontrovers, noch unveränderlich. Sie verändert sich allein schon deswegen, weil sie von jeder Gegenwart angesichts ihrer aktuellen Probleme neu angeeignet werden muss. Doch ihre Geschichtlichkeit bestimmt sich nicht nach den Prinzipien von Historismus und Kulturrelativismus. Denn sie teilt nach der Auffassung ihrer Vertreter mit dem Naturrecht den Rang von „überpositiven“ Normen des Rechts und Moral. Insofern gehört die Anerkennungslehre zu den „universalistischen“ Ethiken und Rechtstheorien. Das Prinzip der Anerkennung bzw. die „konkrete Freiheit“ wird mithin als eines angesehen, anhand dessen sich historisch „gesatzte“ Regeln sowie die überlieferten Normen des Alltagshandelns kritisieren lassen. Die Wurzeln des Naturrechtsdenkens und ein klares Bewusstsein des Verhältnisses von „überpositiven“ und „positiven Rechtsregeln“ finden sich schon bei Aristoteles. 

„Das Polisrecht ist teils Natur-, teils Gesetzesrecht. Das Naturrecht hat überall dieselbe Kraft der Geltung und ist unabhängig von Zustimmung oder Nicht-Zustimmung (der Menschen).“

Was an dieser Stelle als „Gesetzesrecht“ bezeichnet wird, entspricht in heutiger Terminologie dem „positiven Recht“.
 Darunter ist bekanntlich das von Menschen „gesatzte“ Recht zu verstehen, das sowohl das praktisch eingeübte Gewohnheitsrecht als auch geschriebenes Recht umfassen kann, das von dafür vorgesehenen Instanzen erlassen wurde. Die von Aristoteles erwähnte „Zustimmung“ und „Nicht-Zustimmung“ der Menschen kann beim positiven Recht auch die stillschweigende oder ausdrückliche Übereinkunft oder Nicht-Übereinkunft von Menschen in bestimmten Regeln bedeuten. „Unrecht“ bestünde damit in der Abweichung von gesatzten Regeln. Aber bekanntlich gibt es auch in Unrechtsstaaten gesatzte, sogar allgemein anerkannte Unrechtsregeln und selbst die von einer Mehrheit der Gesetzgebungsorgane erlassenen sowie von der Mehrheit der Mitglieder einer Gesellschaft historisch respektierten Gesetze werden mitunter als „unvernünftig“ kritisiert. Hegel schreibt daher in seiner Rechtsphilosophie:
„ … eine Rechtsbestimmung kann sich aus den Umständen und vorhandenen Rechts-Institutionen als vollkommen gegründet und konsequent zeigen lassen und doch an und für sich unrechtlich und unvernünftig sein …“

Zusammenfassung: 

Die Anerkennungslehre stellt nach meinem Verständnis keine reine Erfindung der modernen bürgerlichen Autonomieethik und des bürgerlichen Individualrechts dar, geschweige denn individualistischer Ideologien dar, obwohl sie zu den Zeiten der Moderne natürlich eine spezifische historische Formbestimmung und einen besonders nachhaltigen Einfluss erfahren hat. Das Anerkennungskonzept hat die verschiedensten historischen Ausprägungen erfahren, wie man etwa an dem Jahrtausende alten Streit über utilitas vel honestas in der Ethik ablesen kann.
 Der Vorschein dieser Idee ist mithin uralt; abschließend ausformuliert ist sie dennoch nicht und in der Wirklichkeit fest institutionalisiert schon gar nicht! Jede Generation prägt sie angesichts ihrer spezifischen Probleme neu aus. Trotzdem ist sie „universell“ in Analogie zum Naturrecht, das Hegel als „an und für sich rechtlich“ bezeichnet. Doch schon nach Aristoteles ist es universell gültig und nicht auf die bloße Konvention („Zustimmung“) zurückzuführen. Wie es zu begründen ist und wo es seine Wurzeln hat, im Wesen des Menschen, in Gottes Willen, in den Gesetzen der Vernunft, diese Fragen durchziehen die Geschichte der Rechts- und Sozialphilosophie. Die vielschichtige Idee der Anerkennung wie sie in Hegels Kapitel über „Herr und Knecht“ der „Phänomenologie des Geistes“ verhandelt wird (vgl. Kapitel 2), wird jedenfalls als „Prinzip der praktischen Philosophie“ (Siep) ausgezeichnet, das Recht und Moral gleichermaßen zugrunde liegt. 
„Anerkennung“ als normatives Prinzip wird auf verschiedenen Ebenen der gesellschaftlichen Wirklichkeit praktisch relevant: Hegel diskutiert in seinem Kapitel über die „Selbstständigkeit und Unselbständigkeit des Selbstbewusstseins“ Anerkennung im Rahmen eines Herrschaftsverhältnisses, das als dialektische Interaktionsdyade zwischen „Herr und Knecht“ entwickelt wird. Zentral für ein Anerkennungsverhältnis zwischen interagierenden Individuen ist die wechselseitige Bestätigung oder Nichtbestätigung (Unterdrückung) ihres freien Willens. Anerkennung lässt sich auf dem Niveau der Einzelheit aber auch als Haltung und Gesinnung des einzelnen Subjekts bestimmen. Auf der Seite der Allgemeinheit reicht es bis zur Ebene von Merkmalen des gesellschaftlichen Ganzen hinauf. Denn als „vernünftig“ und „konkret frei“ können gesellschaftliche Einrichtungen und Organisationsprinzipien gelten, die sich als Bedingungen der Autonomie der einzelnen Subjekte und nicht als Instrumente der Repression erweisen. „Konkrete Freiheit“ lese ich als einen Begriff, welcher – wie im § 260 der „Rechtsphilosophie“ – den Zusammenhang der Ebenen, von der Gesinnung über die Interaktion bis zur gesellschaftlichen Totalität umgreift. All diese inhaltlichen Motive gehören zur Idee der „Anerkennung an und für sich“, wovon die gesellschaftliche Wirklichkeit außerordentlich weit entfernt sein kann, wenn nicht zu sein pflegt. Doch ohne die Spuren dieser Idee in der Wirklichkeit würden wir bestenfalls auf den reinen Utilitarismus zurückgeschraubt – für mich angesichts von diesbezüglichen Tendenzen der Gegenwart eine unerträgliche Vorstellung. 

Die Relevanz Anerkennungsprinzips für die Diskussion über soziale Ungleichheit liegt auf der Hand. Repression als Unterdrückung des freien Willens des Subjekts bildet den Gegenpol zur reinen Anerkennung. Sie stellt somit eine zu beseitigende „Negativität“ dar. Repression habe ich als den Fokus der vielfältigen Erscheinungsformen sozialer Ungleichheit hervorgehoben (s.o.). Gesellschaftlich autonom wäre der Wille, wenn er frei von jeder Heteronomie in der Form der Repression wäre. Gleichheit als Norm gebietet, dass jeder Einzelne jeden anderen gleichermaßen als Subjekt anerkennt und damit seine Würde achtet. Denn Recht und Moral bestehen darin, dass jeder einzelne den anderen gleichermaßen als ein Wesen mit freien Willen behandelt, seine Autonomie achtet und unterstützt.
 Ungleichheit – so wie sie hier verstanden wird – stellt eine Elementarform der Entwürdigung der Subjekte dar.  
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